
   

 
 
 
 

 

 

Weisungen betreffend Auftritte und Meinungsäusserungen von 
Universitätsangestellten mit Aussenwirkung 
 

 
Die Universitätsleitung, 

gestützt auf Art. 55 des Personalgesetzes (PG1) vom 16. September 2004, Art. 3 Abs. 3 
und Art. 39 Abs. 1 Bst. i des Gesetzes vom 5. September 1996 über die Universität 
(UniG2) und Art. 68 Abs. 2 Bst. c des Universitätsstatuts vom 17. Dezember 1997 
(UniSt3), 

beschliesst: 
 
Zweck der Weisun-
gen 

Art. 1   Diese Weisungen fassen die geltenden Regelungen betreffend 
die Pflichten der Universitätsangestellten im Zusammenhang mit Auf-
tritten und Meinungsäusserungen mit Aussenwirkung zusammen. Sie 
gelten als Leitlinien für die gesamte Universität.  
 

Treuepflicht  Art. 2  1 Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, die Inte-
ressen der Universität Bern zu wahren und ihre Aufgaben gegenüber 
der Bevölkerung und der Arbeitgeberin rechtmässig, gewissenhaft, 
wirtschaftlich und initiativ zu erfüllen (Art. 55 PG). Die Mitarbeitenden 
haben dabei namentlich eine Treuepflicht gegenüber der Universität, 
eine Schweigepflicht und eine disziplinarische Verantwortlichkeit. 
2 Die Grundrechte, wie zum Beispiel die Wissenschaftsfreiheit und die 
Meinungsäusserungsfreiheit, sind gewährleistet. Sie sind insoweit ein-
geschränkt, als es das besondere öffentliche Interesse erfordert, das 
dem dienstrechtlichen Verhältnis zur Universität zu Grunde liegt. 
 

Grundsatz Art. 3  Grundsätzliche Pflichten der Universitätsangestellten im Zu-
sammenhang mit Auftritten und Meinungsäusserungen mit Aussenwir-
kung sind: 
a  Privates und Geschäftliches beim Auftritt in der Öffentlichkeit klar zu 
trennen, 
b  die Ausübung ihrer Funktion und das Vertrauen von Dritten in die 
Universität als öffentlich-rechtliche Anstalt durch ihr Verhalten nicht zu 
beeinträchtigen. 
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